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Satzung

der Ortsgemeinde Kleinniedesheim zur Erhebung von wiederkehrenden Beitragen fiir den

Ausbau von Verkehrsanlagen vom 02.04.2012
(Ausbaubeitragssatzung wiederkehrende Beitrige)

Der Ortsgemeinderat Kleinniedesheim hat auf Grund des § 24 der Gemeindeordnung (GemO) und
der §§ 2 Abs. 1, 7, 10 und 10a des Kommunalabgabengesetzes (KAG) folgende Satzung be-

schlossen, die hiermit bekannt gemacht wird:

(1)

(@)

(3)

)

(5)

§1

Erhebung von Ausbaubeitrigen

Die Ortsgemeinde Kleinniedesheim erhebt wiederkehrende Beitrage fur die Herstellung und
den Ausbau von Verkehrsanlagen nach den Bestimmungen des KAG und dieser Satzung.

Ausbaubeitrdge werden fir alle Manahmen an Verkehrsanlagen, die der Erneuerung, der
Erweiterung, dem Umbau oder der Verbesserung dienen, erhoben.

1."Erneuerung” ist die Wiederherstellung einer vorhandenen, ganz oder teilweise unbrauchba-
ren, abgenutzten oder schadhaften Anlage in einen dem regelmafRigen Verkehrsbedirfnis

geniigenden Zustand,

2."Erweiterung” ist jede flachenméRige VergréRerung einer fertiggestellten Anlage oder deren
Ergénzung durch weitere Teile,

3."Umbau” ist jede nachhaltige technische Veranderung an der Verkehrsanlage,

4."Verbesserung" sind alle MaBnahmen zur Hebung der Funktion, der Anderung der Ver-
kehrsbedeutung i.S. der Hervorhebung des Anliegervorteils sowie der Beschaffenheit und

Leistungsfahigkeit einer Anlage.

Die Bestimmungen dieser Satzung gelten auch flr die Herstellung von Verkehrsanlagen, die
nicht nach dem Baugesetzbuch (BauGB) beitragsfahig ist.

Die Bestimmungen dieser Satzung gelten nicht, soweit Kostenerstattungsbetrage nach §§ 135
a-c BauGB zu erheben sind.

Ausbaubeitrdge nach dieser Satzung werden nicht erhoben, wenn die Kosten der Beitragser-
hebung aufler Verhiltnis zu dem zu erwartenden Beitragsaufkommen stehen.

§2
Beitragsfidhige Verkehrsanlagen

(1) Beitragsfahig ist der Aufwand fur

1. Verkehrsanlagen, ausgenommen solche in Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten, an de-
nen eine Bebauung zuléssig ist
a) bis zu 2 Voligeschossen mit einer Breite bis zu 12 m, wenn eine beidseitige und mit ei-
ner Breite bis zu 9 m, wenn eine einseitige Nutzung zuléssig ist. |

b) mit 3 oder 4 Voligeschossen mit einer Breite bis zu 15 m, wenn eine beidseitige und
mit einer Breite bis zu 12 m, wenn eine einseitige Nutzung zuléssig ist,

¢) mit mehr als 4 Vollgeschossen mit einer Breite bis 18 m, wenn eine beidseitige und mit
einer Breite bis zu 13 m, wenn eine einseitige Nutzung zuléssig ist.

2. Verkehrsaniagen in Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten mit einer Breite bis zu 18 m,
wenn eine beidseitige und mit einer Breite bis zu 13 m, wenn eine einseitige Nutzung zu-

lassig ist.
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3. selbstdndige FuRwege mit einer Mindestbreite von 1 m bis zu einer Breite von 5 m.
4. selbsténdige Radwege mit einer Mindestbreite von 1 m bis zu einer Breite von 5 m.

5. FuRgéangerzonen, verkehrsberuhigte Bereiche, Mischflachen (Flachen, die innerhalb der
StralRenbegrenzungslinien Funktionen von Teileinrichtungen miteinander kombinieren und
bei denen auf eine Funktionstrennung ganz oder teilweise verzichtet wird) bis zu den je-
weils in Nr. 1 genannten Héchstbreiten.

6. Radwege mit einer Mindestbreite von 1 m bis zu einer Breite von 5 m.

7. Parkflachen, die Bestandteile der Verkehrsanlagen nach Nrn. 1 bis 4 sind, bis zu einer wei-
teren Breite von 6 m,

8. Grunanlagen, die Bestandteile der Verkehrsaniagen nach Nrn. 1 bis 5 sind, bis zu einer wei-
teren Breite von 6 m,

(2) Endet eine Verkehrsanlage mit einem Wendeplatz, so erhéhen sich in dem Bereich des Wen-
deplatzes die in Abs. 1 Nr. 1 bis 3 angegebenen Mafie um die Halfte, bei den Verkehrsanla-
gen nach den Nummern 1 und 2 mindestens aber um 8 m.

(3) Ergeben sich nach Abs. 1 unterschiedliche Héchstbreiten, so gilt fir die gesamte Verkehrsan-
lage die gréfte Breite.

§3

Ermittlungsgebiete

(1) Samtliche zum Anbau bestimmte Verkehrsanlagen des Gemeindegebietes bilden als einheitli-
che offentliche Einrichtung das Ermittlungsgebiet (Abrechnungseinheit).

(2) Der beitragsfahige Aufwand wird fir die eine Abrechnungseinheit bildenden Verkehrsanlagen
nach dem Durchschnitt der im Zeitraum von 5 Jahren zu erwartenden Investitionsaufwendun-
gen in der Abrechnungseinheit nach Abs. 1 ermittelt.

§4
Gegenstand der Beitragspflicht

Der Beitragspflicht unterliegen alle baulich, gewerblich, industriell oder in &hnlicher Weise nutzba-
ren Grundstlicke, die die rechtliche und tatsachliche Méglichkeit einer Zufahrt oder eines Zugangs
zu einer in der Abrechnungseinheit gelegenen Verkehrsanlage haben.

§5

Gemeindeanteil

Der Gemeindeanteil betrégt 40 v.H.

§6

Beitragsmafistab

(1) MaBstab ist die Grundsticksflache mit Zuschlagen flir Vollgeschosse. Der Zuschiag je Volige-
schoss betrégt 20 v.H.; fur die ersten zwei Vollgeschosse betrégt der Zuschlag einheitlich 40

v.H..
(2) Als Grundstitcksflache nach Abs. 1 gilt;



1. In beplanten Gebieten die tUberplante Grundstiicksflache. Ist das Grundstiick nur teilweise
Uberplant und ist der unbeplante Grundstiicksteil dem Innenbereich nach § 34 BauGB zu-
zuordnen, gilt als Grundstucksflache die Flache des Buchgrundstiicks; Nr. 2 ist ggf. ent-
sprechend anzuwenden.

2. Hat der Bebauungsplan den Verfahrensstand des § 33 BauGB erreicht, ist dieser mafige-
bend. Nr. 1 Satz 2 gilt entsprechend. Liegen Grundstiicke innerhalb eines im Zusammen-
hang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB), sind zu berlicksichtigen:

a) bei Grundstiicken, die an eine Verkehrsanlage angrenzen, die Flache von dieser bis
zu einer Tiefe von 40 m.

b) bei Grundstiicken, die nicht an eine Verkehrsanlage angrenzen, mit dieser aber durch
einen eigenen Weg oder durch einen Zugang verbunden sind (Hinterlie-
gergrundstick), die Flache von der zu der Verkehrsanlage hin liegenden Grund-
stlicksseite bis zu einer Tiefe von 40 m.

¢) Grundstiicksteile, die ausschlieBlich eine wegemaRige Verbindung darstellen, bleiben
bei der Bestimmung der Grundsttickstiefe nach a) und b) unberiicksichtigt.

d) Sind die jenseits der nach a) und b) angeordneten Tiefenbegrenzungslinie liegenden
Grundstiicksteile aufgrund der Umgebungsbebauung baulich oder in #hnlicher Weise
selbsténdig nutzbar (Hinterbebauung in zweiter Baureihe), wird die Fldche bis zu ei-
ner Tiefe von 80 m zugrunde gelegt.

Sind die hinteren Grundstiicksteile nicht in diesem Sinne selbsténdig nutzbar und
geht die tatsachliche bauliche, gewerbliche, industrielle oder &hnliche Nutzung der in-
nerhalb der Tiefenbegrenzung liegenden Grundstticksteile (iber die tiefenmaRige Be-
grenzung nach a) und b) hinaus, so verschiebt sich die Tiefenbegrenzungslinie zur
hinteren Grenze der tatséchlichen Nutzung.

Wird ein Grundstlick jenseits der in Satz 1 angeordneten erhdhten Tiefenbegren-
zungslinie tats&chlich baulich, gewerblich, industriell oder &hnlich genutzt, so ver-
schiebt sich die Tiefenbegrenzungslinie zur hinteren Grenze der tatséchlichen Nut-

zung.

3. Bei Grundsticken, fur die im Bebauungsplan die Nutzung als Sportplatz, Freibad, Fest-
platz, Campingplatz oder Friedhof festgesetzt ist, die Fldche des im Geltungsbereich des
Bebauungsplanes liegenden Grundstiickes oder Grundstiicksteiles vervielfacht mit 0,5.
Bei Grundstlicken, die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34
BauGB) tatséchlich so genutzt werden, die Flache des Grundstiicks vervielfacht mit 0,5.

(3) Fur die Zahl der Vollgeschosse nach Abs. 1 gilt:

1. Far beplante Grundstiicke wird die im Bebauungsplan festgesetzte héchstzulissige Zahl
der Vollgeschosse zugrundegelegt.

2. Bei Grundsttlicken, fir die im Bebauungsplan nicht die Zahl der Voligeschosse, sondern
nur eine Baumassenzahl festgesetzt ist, gilt die durch 2,6 geteilte héchstzuldssige Bau-
massenzahl. Ist eine Baumassenzahl nicht festgesetzt, dafiir aber die Héhe der baulichen
Anlagen in Form der Trauf- oder Firsthdhe, so gilt die durch 2,6 geteilte héchstzuléssige
Trauf- oder Firsthéhe. Sind beide Hohen festgesetzt, so gilt die héchstzulassige Traufhd-
he. Soweit der Bebauungsplan keine Festsetzungen trifft, gilt als Traufhthe der Schnitt-
punkt der Aulenseite der Dachhaut mit der seitlichen AuRenwand. Die Héhe ist in der
Gebaudemitte zu messen. Bruchzahlen werden auf volle Zahlen auf- oder abgerundet

3. Hat ein Bebauungsplan den Verfahrensstand des § 33 BauGB erreicht, gelten Nr. 1 und 2
entsprechend.



4. Soweit kein Bebauungsplan besteht, gilt

a) die Zahl der auf den Grundstiicken der ndheren Umgebung Uberwiegend vorhandenen
Vollgeschosse; ist ein Grundstiick bereits bebaut und ist die dabei tatsachlich verwirk-
lichte Voligeschosszahl héher als die in der ndheren Umgebung, so ist die tatséchlich
verwirklichte Vollgeschosszahl zugrunde zu legen.

b) bei Grundstiicken, die mit einer Kirche bebaut sind, die Zahl von zwei Vollgeschossen.
Dies gilt fur Turme, die nicht Wohnzwecken, gewerblichen oder industriellen Zwecken
oder einer freiberuflichen Nutzung dienen, entsprechend.

5. Ist nach den Nummern 1 — 4 eine Vollgeschosszahl nicht feststelibar, so ist die tats&chlich
vorhandene Traufhhe geteilt durch 2,6 anzusetzen, wobei Bruchzahlen auf ganze Zahlen
auf- und abzurunden sind.

6. Bei Grundstiicken, fur die im Bebauungsplan eine sonstige Nutzung festgesetzt ist oder
die auBerhalb von Bebauungsplangebieten tatsachlich so genutzt werden (z.B. Sport-,
Fest- und Campingplatze, Freibader, Friedhéfe), wird bei vorhandener Bebauung die tat-
sachliche Zahl der Vollgeschosse angesetzt, in jedem Fall mindestens jedoch ein Volige-

schoss.
7. Bei Grundsticken, auf denen nur Garagen oder Stelipldtze errichtet werden dirfen, gilt

die festgesetzte Zahl der Geschosse oder, soweit keine Festsetzung erfolgt ist, die tat-
sachliche Zah! der Garagen- oder Stellplatzgeschosse, mindestens jedoch ein Vollge-

schoss.

8. Bei Grundstlicken, die im Geltungsbereich von Satzungen nach § 34 Abs. 4 BauGB lie-
gen, werden zur Ermittlung der Beitragsfiachen die Vorschriften entsprechend angewandt,
wie sie bestehen fiir

a) Grundstucke in Bebauungsplangebieten, wenn in der Satzung Bestimmungen Uber das
zulassige Nutzungsmaf getroffen sind,

b) unbeplante Grundstlicke, wenn die Satzung keine Bestimmungen Uber das zuladssige
Nutzungsmal enthalt.
9. Die Zahl der tatsachlich vorhandenen oder sich durch Umrechnung ergebenden Vollge-
schosse gilt, wenn sie hdher ist als die Zahl der Vollgeschosse nach den vorstehenden
Regelungen.

Sind auf einem Grundstiick mehrere Gebdude mit unterschiedlicher Zahl von Vollge- .

schossen zulassig oder vorhanden, gilt die bei der Uberwiegenden Baumasse vorhandene
Zahl.

(4) Fur Grundstlcke in Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten, sowie in sonstigen Baugebieten

teilweise (gemischt genutzie Grundstiicke) oder Uberwiegend gewerblich, industriell oder in
ahnlicher Weise genuizten Grundstiicken wird die nach den vorstehenden Regelungen ermit-
telte und gewichtete Grundstiicksflaiche um 10 v.H. erhoht. Dies gilt entsprechend fir aus-
schlieBlich gewerblich, industriell oder in &hnlicher Weise genutzte Grundstlicke in sonstigen
Baugebieten.

Ob ein Grundstlick, das sowohl gewerblichen als auch nicht gewerblichen (z.B. Wohnzwe-
cken) Zwecken dient, ,Uberwiegend® im Sinne dieser Regelung genutzt wird, bestimmt sich
nach dem Verhélinis, in dem die verwirklichte Nutzung der tatséchlich vorhandenen Ge-
schossflachen zueinander steht. Liegt eine gewerbliche oder vergleichbare Nutzung ohne Be-
bauung oder zuséatzlich zur Bebauung vor, so sind die tatsdchlich entsprechend genutzten
Grundstiicksflichen jeweils der Geschossflache hinzuzuzéhlen. Freiflachen, die sowohl fur
gewerbliche oder vergleichbare als auch fir andere Zwecke genutzt werden (z.B. Kiz-



®)

(2)

(3)

4)

Abstellplatze) als auch gartnerisch oder dhnlich gestaltete Freiflachen und brachliegende Fla-
chen, bleiben bei dem Flachenvergleich aufier Ansatz.

Abs. 4 gilt nicht fir die Abrechnung selbsténdiger Griinaniagen.

§7
Eckgrundstiicke und durchlaufende Grundstiicke

Fur Grundstiicke, die zu zwei Abrechnungseinheiten nach dieser Satzung Zufahrt oder Zu-
gang nehmen kdnnen, wird die Grundstlicksflache bei der Ermittlung des Beitragsatzes und
der Beitragsveranlagung mit 50 v.H. angesetzt.

Dies gilt entsprechend fir Grundstiicke, die zu einer Abrechnungseinheit nach dieser Satzung
Zufahrt oder Zugang nehmen kdnnen und zuséatzlich durch eine ErschlieRungsanlage im Sin-
ne des § 127 Abs. 2 Nr. 1 BauGB erschlossen werden, fir die ErschlieBungsbeitrdge nach
dem BauGB erhoben wurden oder zu erheben sind und die voll in der Baulast der Gemeinde
steht, innerhalb des Befreiungszeitraums nach § 13 dieser Satzung.

Fur Grundstiicke, die zu mehr als zwei Abrechnungseinheiten nach dieser Satzung Zufahrt
oder Zugang nehmen kdnnen, wird die Grundstiicksflache bei der Ermittlung des Beitragssat-
zes und der Beitragsveranlagung durch die Zahl dieser Einheiten geteilt.

Dies gilt entsprechend fur Grundstiicke, die zu Abrechnungseinheiten nach dieser Satzung
Zufahrt oder Zugang nehmen kdénnen und zusaizlich durch ErschlieBungsanlagen im Sinne
des § 127 Abs. 2 Nr. 1 BauGB erschlossen werden, fur die ErschlieBungsbeitrdge nach dem
BauGB erhoben wurden oder zu erheben sind und die voll in der Baulast der Gemeinde ste-
hen, innerhalb des Befreiungszeitraums nach § 13 dieser Satzung, soweit die Zaht der Ab-
rechnungseinheiten und ErschlieBungsanlagen insgesamt zwei Ubersteigt.

Wird eine Tiefenbegrenzung nach § 6 Abs. 2 dieser Satzung zu zwei oder mehreren Ver-
kehrsanlagen unterschiedlicher Abrechnungseinheiten angesetzt, gelten die Regelungen nach
den Abs. 1 und 2 nur fir die sich tiberschneidenden Grundstiicksteile.

Abs. 1 bis 3 gelten nicht fiir von § 6 Abs. 4 erfassten Grundstiicke.

§8

Entstehung des Beitragsanspruches

Der Beitragsanspruch entsteht mit Ablauf des 31. Dezember flir das abgelaufene Jahr.

(1)

§9

Vorausleistungen

Ab Beginn des Erhebungszeitraumes kdénnen von der Ortsgemeinde Vorausleistungen auf
wiederkehrende Beitrage erhoben werden.

(2) Die Vorausleistungen werden nach der voraussichtlichen Beitragshéhe fir das laufende Jahr

bemessen.



(1)

(2)

(1)

(2)

§ 10
Beitragsschuldner

Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt der Bekannigabe des Beitragsbescheides Eigentimer
oder dinglich Nutzungsberechtigter des Grundstiickes oder Gewerbetreibender auf dem

Grundstiick ist.
Mehrere Beitragsschuldner sind Gesamtschuldner.

§11
Veranlagung und Falligkeit

Die wiederkehrenden Beitrdge und die Vorausleistungen darauf werden durch schriftlichen
Bescheid festgesetzt. Der endgliliige wiederkehrende Beitrag ist zwei Monate nach Bekannt-
gabe des Beitragsbescheides fallig. Die Falligkeit der Vorauszahlungen auf diesen werden
durch Beschluss des Ortsgemeinderates festgesetzt.

Der Beitragsbescheid enthalt:

1. die Bezeichnung des Beitrages,

2. den Namen des Beitragsschuldners,
3. die Bezeichnung des Grundstlickes,
4. den zu zahlenden Betrag,
5

. die Berechnung des zu zahlenden Betrages unter Mitteilung der beitragsfahigen Kosten,
des Gemeindeanteils und der Berechnungsgrundlagen nach dieser Satzung,

6. die Festsetzung des Falligkeitstermins,
7. die Er6ffnung, dass der Beitrag als dffentliche Last auf dem Grundstiick ruht, und
8. eine Rechtsbehelfsbelehrung.

Die Grundlagen flr die Festsetzung wiederkehrender Beitrdge kdnnen durch besonderen Be-
scheid (Feststellungsbescheid) festgestellt werden.

. §12
Ubergangsregelung

Gemal § 10a Abs. 5 KAG wird abweichend von § 10a Abs. 1 Satz 2 KAG festgelegt, dass Grund-
stiicke, die zu der im Folgenden aufgezahiten Verkehrsanlage Zufahrt oder Zugang nehmen kén-
nen, vorbehaltlich § 7 Absétze 1 und 2 dieser Satzung erstmals nach den ebenfalls genannten
Jahr nach dem Entstehen des ErschiieBungsbeitragsanspruchs bei der Ermittlung des wiederkeh-

renden Beitrags bertcksichtigt und beitragspflichtig werden:

In der Kurzgewanne
10 Jahre nach dem Enistehen des Beitragsanspruchs (endgultige Fertigsteliung)



§13
in-Kraft-Treten

(1) Diese Satzung tritt riickwirkend zum 01.01.2012 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung tber die Erhebung einmaliger Beitrége fur éffentliche Verkehrsan-
lagen (Ausbaubeitragssatzung) der Ortsgemeinde Kieinniedesheim vom 15.03.1998
auBer Kraft.

(3) Soweit Beitragsanspriiche nach der auf Grund von Absatz 2 aufgehobenen Satzung entstan-
den sind, gelten die bisherigen Regelungen weiter.

Kleinniedesheim, den 02.04.2012

gez. Merkel
(Ortsbirgermeister)
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gez. Merkel
(Ortsbürgermeister)
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